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W Sammlung der Rechtsprechung

URTEIL DES GERICHTS (Achte Kammer)

11. Dezember 2014*

»Gemeinschaftsmarke — Widerspruchsverfahren — Anmeldung einer dreidimensionalen
Gemeinschaftsmarke — Form eines Grashalms in einer Flasche — Altere nationale dreidimensionale
Marke — Ernsthafte Benutzung der dlteren Marke — Art. 75 und Art. 76 Abs. 1 und 2 der Verordnung
(EG) Nr. 207/2009 — Vorlage von Beweismitteln erstmals vor der Beschwerdekammer — Durch
Art. 76 Abs. 2 der Verordnung Nr. 207/2009 eingerdumtes Ermessen — Begriindungspflicht*

In der Rechtssache T-235/12

CEDC International sp. z 0.0. mit Sitz in Oborniki Wielkopolskie (Polen), Prozessbevollmachtigte:
Rechtsanwilte M. Siciarek, G. Rzgsa und J. Mrozowski,

Klagerin,
gegen

Harmonisierungsamt fiir den Binnenmarkt (Marken, Muster und Modelle) (HABM), vertreten
durch D. Walicka als Bevollmichtigte,

Beklagter,

andere Beteiligte im Verfahren vor der Beschwerdekammer des HABM und Streithelferin im Verfahren
vor dem Gericht:

Underberg AG mit Sitz in Dietlikon (Schweiz), Prozessbevollméchtigte: Rechtsanwiltin
V. von Bomhard sowie Rechtsanwilte A. Renck und J. Fuhrmann,

betreffend eine Klage gegen die Entscheidung der Vierten Beschwerdekammer des HABM vom
26. Mirz 2012 (Sache R 2506/2010-4) zu einem Widerspruchsverfahren zwischen der
Przedsiebiorstwo Polmos Bialystok (Spoétka Akcyjna) und der Underberg AG

erldsst

DAS GERICHT (Achte Kammer)

unter Mitwirkung des Prisidenten D. Gratsias sowie der Richterin M. Kancheva (Berichterstatterin)
und des Richters C. Wetter,

Kanzler: C. Heeren, Verwaltungsritin,

aufgrund der am 29. Mai 2012 bei der Kanzlei des Gerichts eingegangenen Klageschrift,

* Verfahrenssprache: Deutsch.
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aufgrund der am 31. Oktober 2012 bei der Kanzlei des Gerichts eingegangenen Klagebeantwortung des
HABM,

aufgrund der am 31. Oktober 2012 bei der Kanzlei des Gerichts eingegangenen Klagebeantwortung der
Streithelferin,

aufgrund der am 29. Januar 2013 bei der Kanzlei des Gerichts eingegangenen Erwiderung,

aufgrund der am 6. Mai 2013 bei der Kanzlei des Gerichts eingegangenen Gegenerwiderung des
HABM,

aufgrund der am 6. Mai 2013 bei der Kanzlei des Gerichts eingegangenen Gegenerwiderung der
Streithelferin,

aufgrund der schriftlichen Fragen des Gerichts an die Verfahrensbeteiligten,

aufgrund der am 30. April und 5. Mai 2014 bei der Kanzlei des Gerichts eingereichten Stellungnahmen
der Verfahrensbeteiligten,

auf die miindliche Verhandlung vom 5. Juni 2014

folgendes

Urteil

Vorgeschichte des Rechtsstreits

Am 1. April 1996 meldete die Streithelferin, die Underberg AG, geméif3 der Verordnung (EG) Nr. 40/94
des Rates vom 20. Dezember 1993 iiber die Gemeinschaftsmarke (ABL. 1994, L 11, S. 1) in ihrer
gednderten Fassung (ersetzt durch die Verordnung [EG] Nr. 207/2009 des Rates vom 26. Februar
2009 iber die Gemeinschaftsmarke [ABL. L 78, S. 1]) eine Gemeinschaftsmarke beim
Harmonisierungsamt fiir den Binnenmarkt (Marken, Muster und Modelle) (HABM) an.
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2 Bei der angemeldeten Marke handelt es sich um folgendes dreidimensionales Zeichen:

3 Die angemeldete dreidimensionale Gemeinschaftsmarke entspricht folgender Beschreibung: ,ein
griin-braunlicher Grashalm in einer Flasche, dessen Lénge in etwa drei Viertel der Hohe der Flasche
entspricht”.
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Die Marke wurde u. a. fiir ,Spirituosen und Likore” in Klasse 33 des Abkommens von Nizza iiber die
internationale Klassifikation von Waren und Dienstleistungen fiir die Eintragung von Marken vom
15. Juni 1957 in revidierter und geénderter Fassung angemeldet.

Die Anmeldung wurde im Blatt fiir Gemeinschaftsmarken Nr. 51/2003 vom 23. Juni 2003
veroffentlicht.

Am 15. September 2003 erhob die Przedsiebiorstwo Polmos Bialystok (Spolka Akcyjna), deren
Rechtsnachfolgerin aufgrund einer im Jahr 2011 erfolgten Verschmelzung durch Aufnahme die CEDC
International sp. z. o.0. - die Klagerin - ist, Widerspruch nach Art. 42 der Verordnung Nr. 40/94 (jetzt
Art. 41 der Verordnung Nr. 207/2009) gegen die Eintragung der angemeldeten Marke fiir die oben in
Rn. 4 genannten Waren.
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Der Widerspruch wurde insbesondere auf die nachstehend wiedergegebene altere franzosische
dreidimensionale Marke gestiitzt, die fiir ,alkoholische Getrdnke® in Klasse 33 des Abkommens von
Nizza am 18. September 1995 angemeldet, am 18. April 1997 unter der Nr. 95588457 eingetragen und
am 9. Juni 2005 verlédngert wurde:

Diese franzosische dreidimensionale Marke entspricht folgender Beschreibung: ,eine Flasche, wie oben
dargestellt, mit einem Grashalm, der sich in einer fast diagonalen Position im Flaschenkérper befindet”.

Der Widerspruch wurde auch auf die deutsche Marke Nr. 39848553, die polnischen Marken Nr. 62018,

62081 und 85811, die japanische Marke Nr. 2092826, die franzosische Marke Nr. 98746752 und auf in
mehreren Mitgliedstaaten der Européischen Union beanspruchte nicht eingetragene Zeichen gestiitzt.

ECLLEU:T:2014:1058 5
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Als Widerspruchsgriinde wurden erstens die nach Art. 8 Abs. 1 Buchst. a und b der Verordnung
Nr. 40/94 (jetzt Art. 8 Abs. 1 Buchst. a und b der Verordnung Nr. 207/2009) hinsichtlich der oben in
Rn. 7 erwidhnten dlteren franzosischen dreidimensionalen Marke geltend gemacht, zweitens die nach
Art. 8 Abs. 3 der Verordnung Nr. 40/94 (jetzt Art. 8 Abs. 3 der Verordnung Nr. 207/2009) beziiglich
derselben Marke und der oben in Rn. 9 erwdhnten eingetragenen Marken und drittens die nach Art. 8
Abs. 4 der Verordnung Nr. 40/94 (jetzt Art. 8 Abs. 4 der Verordnung Nr. 207/2009) wegen der oben in
Rn. 9 erwihnten nicht eingetragenen Zeichen.

Am 11. Juli 2007 legte die Klagerin auf ein entsprechendes Verlangen der Streithelferin hin innerhalb
der von der Widerspruchsabteilung gesetzten Frist des 1. August 2007 Beweise fiir die Benutzung
ihrer dlteren franzosischen dreidimensionalen Marke vor. Am 3. Juli 2008 erlauterte die Kldgerin ihre
Argumente zum Benutzungsnachweis.

Am 18. Oktober 2010 wies die Widerspruchsabteilung den Widerspruch in vollem Umfang zuriick. Sie
stellte insbesondere fest, dass die vorgelegten Beweise fiir den Nachweis einer ernsthaften Benutzung
der dlteren franzosischen dreidimensionalen Marke nicht ausreichten und dass die
Unterscheidungskraft der Marke in ihrer eingetragenen Form durch das auf der vertriebenen Flasche
angebrachte Etikett mit dem Wort ,zubréwka“ und der Abbildung eines Bisons beeinflusst werde.

Am 17. Dezember 2010 legte die Kldgerin beim HABM gegen die Entscheidung der
Widerspruchsabteilung nach den Art. 58 bis 64 der Verordnung Nr. 207/2009 Beschwerde ein. Am
18. Februar 2011 reichte sie die schriftliche Begriindung der Beschwerde ein, der sie
Benutzungsnachweise beifiigte, die sie der Widerspruchsabteilung nicht vorgelegt hatte.

Mit Entscheidung vom 26. Mirz 2012 (im Folgenden: angefochtene Entscheidung) wies die Vierte
Beschwerdekammer des HABM die Beschwerde in vollem Umfang zuriick.

Was erstens den Widerspruchsgrund nach Art. 8 Abs. 1 Buchst. a und b der Verordnung Nr. 207/2009
angeht, stellte die Beschwerdekammer zunéchst hinsichtlich der von der Klédgerin vorgelegten
Benutzungsnachweise Folgendes fest:

»13 Die [von der Kldgerin] vorgelegten Beweise umfassen u. a. zwei eidesstattliche Erkldrungen, eine
vom Finanzdirektor und Vorstandsvorsitzenden [der Klédgerin], die andere vom
Vorstandsvorsitzenden der Pernod S.A., der Alleinvertriebshindlerin fiir den Wodka ,Zubréwka‘
[der Klagerin] in Frankreich. Geméafd diesen eidesstattlichen Erkldrungen enthielt in den Jahren
2000 bis 2004 ,jede in Frankreich verkaufte Flasche ZUBROWKA-Wodka genauso wie die unter
der Nr. 95 588 457 eingetragene franzosische Marke einen Halm Bisongras’. Den beiden
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eidesstattlichen Erklirungen wurde folgende Abbildung einer Wodkaflasche der Marke
ZUBROWKA, wie sie gemdf; den Erkldrungen im mafigeblichen Zeitraum [vom 23. Juni 1998 bis
zum 22. Juni 2003] in Frankreich verkauft wurde, beigefiigt:

=

§arowm)

14 Die Beweise umfassen auflerdem einige fiir franzésische Vertriebshéndler bestimmte Prospekte
der Jahre 1999 bis 2002, die folgende Abbildungen von Wodkaflaschen der Marke ,Zubréowka’
enthalten:

15 Ferner umfassen die Nachweise einige Prospekte der Jahre 2003 bis 2006, die in franzosischen
Supermirkten verteilt wurden und folgende Abbildungen von Wodkaflaschen der Marke
,Zubréwka“ enthalten:

16 Andere Abbildungen als die in den vorstehenden drei Randnummern wiedergegebenen wurden
nicht vorgelegt.”

16 Anschlieflend stellte die Beschwerdekammer fest, dass die franzosische Marke, deren Benutzung
nachgewiesen worden sei, aus einer ,gewohnlich geformten Flasche mit einer Linie auf dem
Flaschenkorper, die von der linken Seite der Flasche schrig verlduft, und zwar von kurz unterhalb des
Flaschenhalses bis zum Rand des Flaschenbodens®, bestehe (wie vorstehend in Rn. 7 abgebildet), dass

ECLLI:EU:T:2014:1058 7
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der Benutzungsnachweis Flaschen in zwei verschiedenen Formen zeige, jedoch stets mit dem gleichen
auffilligen und undurchsichtigen Etikett ,ZUBROWKA BISON WODKA® das einen grofien Teil der
Flaschen bedecke, und dass die diagonale Linie nicht an der Auflenfliche befestigt sei und nicht auf
dem Etikett selbst erscheine. Auflerdem sei es wegen des Etiketts nicht moglich, zu erkennen, was
sich dahinter oder in den Flaschen befinde.

Die Beschwerdekammer kam schliefllich zu dem Ergebnis, dass die Kldgerin unter diesen Umstéinden
die Art der Benutzung ihrer ilteren franzosischen dreidimensionalen Marke nicht nachgewiesen habe,
d. h. die Benutzung dieser Marke in ihrer eingetragenen Form oder in einer Form, die von der
eingetragenen nur in Bestandteilen abweiche, ohne dass dadurch die Unterscheidungskraft der Marke
beeinflusst werde. Da diese Marke die einzige &ltere Marke sei, auf die sich der Widerspruch nach
Art. 8 Abs. 1 Buchst. a und b der Verordnung Nr. 207/2009 stiitze, sei dieser Widerspruch folglich
zuriickzuweisen.

Zweitens war die Beschwerdekammer beziiglich des Widerspruchsgrundes nach Art. 8 Abs. 4 der
Verordnung Nr. 207/2009 der Auffassung, die Klagerin habe die tatsdchliche Benutzung der in
mehreren Mitgliedstaaten der Union, u. a. in Deutschland, beanspruchten nicht eingetragenen Zeichen
(siehe oben, Rn. 9) nicht nachgewiesen. Folglich wies die Beschwerdekammer den auf diesen Grund
gestiitzten Widerspruch zuriick.

Drittens stellte die Beschwerdekammer zum Widerspruchsgrund nach Art. 8 Abs. 3 der Verordnung
Nr. 207/2009 fest, die Kldgerin habe weder nachgewiesen, dass die geltend gemachten Marken (siehe
oben, Rn. 9) tatsdchlich benutzt worden seien, noch habe sie mit den vorgelegten Vertragsunterlagen
irgendein Vertretungsverhiltnis oder eine Geschiftsbeziehung mit der Streithelferin nachgewiesen.
Deshalb wies die Beschwerdekammer den auf diesen Grund gestiitzten Widerspruch zuriick. Der
Vollstindigkeit halber fiigte sie hinzu, dass die Inhaberschaft der Klagerin fiir einige geltend gemachte
Marken nicht nachgewiesen worden sei, dass einige dieser Marken nach der angegriffenen Marke
angemeldet worden seien und dass das Bestehen einiger der Marken nicht geméfd Regel 19 der
Verordnung (EG) Nr. 2868/95 der Kommission vom 13. Dezember 1995 zur Durchfithrung der
Verordnung Nr. 40/94 des Rates iiber die Gemeinschaftsmarke (ABL L 303, S. 1) hinreichend
nachgewiesen worden sei, insbesondere in Ermangelung einer Ubersetzung ins Englische, der
Verfahrenssprache vor der Beschwerdekammer.

Antrige der Verfahrensbeteiligten

Die Klédgerin beantragt,

— die angefochtene Entscheidung in vollem Umfang aufzuheben;
— dem HABM die Kosten aufzuerlegen.

Das HABM und die Streithelferin beantragen,

— die Klage abzuweisen;

— der Klagerin die Kosten aufzuerlegen.

8 ECLLLEU:T:2014:1058
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Rechtliche Wiirdigung

Zur Zuldssigkeit der erstmals vor dem Gericht vorgelegten Anlagen

Die Kldgerin hat vor dem Gericht erstmals Anlagen vorgelegt, die ein Urteil des Verwaltungsgerichts
Warschau vom 24. August 2011 (Anlage C.2), einen Bescheid des Polnischen Patentamts vom
19. Oktober 2012 (Anlage C.3) und einen Auszug aus dem polnischen Gesetz tiber gewerbliches
Eigentum aus dem Jahr 2000 (Anlage C.4) umfassen. Sie sollen belegen, dass die polnische
dreidimensionale Marke Nr. 85811, die die bekannte Flasche mit dem Grashalm darstelle, ihr
Renommee eben dem charakteristischen Grashalm in der Flasche verdanke. Nach Ansicht der
Klagerin wird in diesen Anlagen ,die nationale Rechtsprechung dargelegt. Hierzu sei auf die
Rechtsprechung des Gerichts zu verweisen, wonach eine Berufung auf nationale
Gerichtsentscheidungen, obwohl sie nicht im Verfahren vor dem HABM geltend gemacht worden
seien, fiir zuldssig erkldrt worden sei. Weder die Parteien noch das Gericht selbst seien deshalb daran
gehindert, in ihre Auslegung des Unionsrechts Elemente einzubeziehen, die sich aus der
Rechtsprechung der Union, der nationalen Rechtsprechung oder der internationalen Rechtsprechung
ergidben (vgl. Urteil vom 1. Februar 2012, Carrols/HABM - Gambettola [Pollo Tropical CHICKEN
ON THE GRILL], T-291/09, Slg, EU:T:2012:39, Rn. 34 und 35 und die dort angefiihrte
Rechtsprechung).

Das HABM und die Streithelferin halten diese Anlagen fiir unzuléssig; sie seien als neuer Sachvortrag
zuriickzuweisen. Die Streithelferin meint auflerdem, die Bekanntheit, die eine mit einem Grashalm
versehene Wodkaflasche in Polen im Jahr 2011 gehabt haben solle, sei fir den Nachweis der
Bekanntheit, die die dltere franzosische Marke in den Jahren 1998 bis 2003 in Frankreich gehabt habe,
unerheblich.

Zunichst ist festzustellen, dass diese Anlagen nicht entsprechend der oben in Rn. 22 angefiihrten
Rechtsprechung als nationale Gerichtsentscheidungen, die das Gericht in die Auslegung des
Unionsrechts, insbesondere der Verordnung Nr. 207/2009, einbeziehen kann, erstmals vor dem
Gericht vorgelegt worden sind, sondern als Beweise fiir die behauptete Bekanntheit einer polnischen
dreidimensionalen Marke aufgrund eines darin enthaltenen Grashalms.

Nach stdndiger Rechtsprechung ist aber eine beim Gericht erhobene Klage auf die Kontrolle der
Rechtmaifligkeit der von den Beschwerdekammern des HABM erlassenen Entscheidungen im Sinne
von Art. 65 der Verordnung Nr. 207/2009 gerichtet. Aus dieser Bestimmung folgt, dass Tatsachen, die
die Beteiligten nicht vor den Stellen des HABM vorgetragen haben, im Stadium der Klage beim
Gericht nicht mehr vorgetragen werden konnen und dass dieses den Sachverhalt nicht im Licht
erstmals bei ihm vorgelegter Beweise neu priifen kann. Denn die Rechtmafligkeit einer Entscheidung
einer Beschwerdekammer des HABM ist anhand der Informationen zu beurteilen, die der
Beschwerdekammer im Zeitpunkt des Erlasses dieser Entscheidung zur Verfiigung standen (vgl.
Urteile vom 18. Juli 2006, Rossi/HABM, C-214/05 P, Slg, EU:C:2006:494, Rn. 50 bis 52 und die dort
angefiihrte Rechtsprechung, vom 18. Dezember 2008, Les Editions Albert René/HABM, C-16/06 P,
Slg, EU:C:2008:739, Rn. 136 bis 138 und die dort angefithrte Rechtsprechung, und vom 16. Januar
2014, Optilingua/HABM - Esposito [ALPHATRAD], T-538/12, EU:T:2014:9, Rn. 19 und die dort
angefiihrte Rechtsprechung).

Daher sind die Anlagen C.2 bis C4 der Kldgerin als unzuldssig zuriickzuweisen, ohne dass ihre
Beweiskraft gepriift zu werden braucht.

In jedem Fall sind diese Beweise auch als ins Leere gehend zuriickzuweisen, da sie nicht die Benutzung
der im vorliegenden Rechtsstreit in Rede stehenden é&lteren franzosischen Marke wihrend des
maflgeblichen Zeitraums betreffen, sondern die spitere Behauptung der Bekanntheit einer hiervon
rdumlich unabhédngigen polnischen Marke, deren Bestehen vor dem HABM vor Ablauf der
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mafigeblichen Frist in keiner Weise nachgewiesen worden war, wie die Beschwerdekammer in Rn. 34
der angefochtenen Entscheidung festgestellt hat, ohne dass die Kldgerin dem im Rahmen des
vorliegenden Verfahrens widersprochen hitte.

Zur Begriindetheit

Zur Stiitzung ihrer Klage macht die Kldgerin drei Klagegriinde geltend, ndmlich erstens einen Verstof3
gegen den Grundsatz der Rechtméfligkeit und gegen das Handbuch des HABM zur Markenpraxis,
zweitens einen Verstofs gegen Art. 15 Abs. 1 der Verordnung Nr. 207/2009, gegen Regel 22 Abs. 3 der
Verordnung Nr. 2868/95 sowie gegen Art. 8 Abs. 1 Buchst. a und Art. 42 Abs. 2 und 3 der Verordnung
Nr. 207/2009 und drittens einen Verstofl gegen Art. 75 und Art. 76 Abs. 1 und 2 der Verordnung
Nr. 207/2009.

Zunichst ist darauf hinzuweisen, dass die Kladgerin die Feststellungen und Wertungen des HABM
hinsichtlich samtlicher Widerspruchsgriinde, namlich derjenigen geméfd Art. 8 Abs. 1 Buchst. a, Art. 8
Abs. 3 und Art. 8 Abs. 4 der Verordnung Nr. 207/2009, riigt. Die Klégerin fiithrt jedoch aus, dass sie ihr
Vorbringen auf die Feststellungen der Beschwerdekammer zur Beurteilung der vorgelegten
Benutzungsnachweise beschrianke, da diese Feststellungen alle Widerspruchsgriinde gleichermafien
betrafen.

Das Gericht hdlt es fiir angebracht, zuerst den dritten Klagegrund zu priifen, mit dem ein Verstof3
gegen Art. 75 und Art. 76 Abs. 1 und 2 der Verordnung Nr. 207/2009 geriigt wird und der die bei der
Beurteilung der ernsthaften Benutzung der ilteren franzosischen Marke zu beriicksichtigenden Beweise

betrifft.

Mit dem dritten Klagegrund macht die Klagerin geltend, dass das HABM, ohne dies zu begriinden,
bestimmte Tatsachen nicht gepriift habe. Dadurch habe es gegen Art. 75 und Art. 76 Abs. 1 und 2
der Verordnung Nr. 207/2009 verstofien. Insbesondere habe das HABM die von der Klagerin
vorgelegten Abbildungen, die das fragliche Produkt aus vier verschiedenen Perspektiven, nicht nur von
vorne, sondern auch von hinten und von den Seiten, zeigten und die belegten, dass die
dreidimensionale Marke in Form eines Grashalms in einer Flasche deutlich sichtbar sei und
tatsdchlich benutzt worden sei, nicht gepriift. Das HABM habe auch andere Beweise, wie etwa
Presseartikel und auf Internetforen veroffentlichte Eintragungen, die bestdtigten, dass der Grashalm in
der Flasche von den franzésischen Verbrauchern als originelles und kennzeichnendes Merkmal
wahrgenommen werde, und die sich somit auf die Art der Benutzung der Marke bezdgen, nicht
berticksichtigt.

In diesem Zusammenhang macht die Klagerin geltend, es konne berechtigterweise angenommen
werden, dass die Beschwerdekammer die der schriftlichen Beschwerdebegriindung vom 18. Februar
2011 (siehe oben, Rn. 13) beigefiigten Beweise fiir zuldssig erachtet habe, da sie diese Beweise nicht
beanstandet und auch nicht auf Art. 76 Abs. 2 der Verordnung Nr. 207/2009 verwiesen habe. Wenn
man davon ausginge, dass die Beschwerdekammer beabsichtigt habe, diese Beweise als unzuléssig
anzusehen, wire die Begriindung der angefochtenen Entscheidung ohnehin fehlerhaft, weil die
Beschwerdekammer ihre Beurteilung in einem solchen Fall entsprechend hitte begriinden missen. In
diesem Zusammenhang fiihrt die Kldgerin die Rechtsprechung des Gerichtshofs zu der genannten
Vorschrift an. Sie zieht daraus die Schlussfolgerung, dass die Beschwerdekammer die vorgenannten
Beweise, da sie sie weder zuriickgewiesen noch ihnen Beweiskraft abgesprochen habe, hitte
beriicksichtigen und priifen miissen. Dass sie dies unterlassen habe, stelle einen Verstof$ gegen Art. 75
und Art. 76 Abs. 1 und 2 der Verordnung Nr. 207/2009 dar.
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Im Ubrigen wirft die Kligerin dem HABM vor, gegen Art. 75 und Art. 76 Abs. 1 der Verordnung
Nr. 207/2009 verstoflen zu haben, indem es seine Entscheidung insbesondere hinsichtlich der
fehlenden Sichtbarkeit des Grashalms in der Flasche nicht begriindet habe und indem es die Beweise
einzeln untersucht habe und dabei insbesondere die vorgelegten Beweise, die die Flasche von der Seite
und von hinten zeigten, nicht berticksichtigt habe.

Das HABM entgegnet, dass die Kldgerin keinen Anspruch auf Beriicksichtigung der Unterlagen habe,
die mit der Beschwerdebegriindung bei der Beschwerdekammer und damit nach Ablauf der von der
Widerspruchsabteilung gesetzten Frist eingereicht wiirden. Selbst das dem HABM nach Art. 76 Abs. 2
der Verordnung Nr. 207/2009 in der Auslegung durch den Gerichtshof zustehende Ermessen
hinsichtlich der Beriicksichtigung verspitet vorgebrachter Tatsachen und Beweismittel hinge davon
ab, dass keine gegenteilige Vorschrift bestehe. Art. 42 Abs. 2 und 3 der Verordnung Nr. 207/2009 in
seiner Konkretisierung durch Regel 22 Abs. 2 der Verordnung Nr. 2868/95 enthalte aber gerade eine
Vorschrift, die der Beriicksichtigung der erstmals vor der Beschwerdekammer vorgelegten
Benutzungsnachweise entgegenstehe.

Das HABM wendet sich auch dagegen, im vorliegenden Fall die in der Rechtsprechung zugelassene
Ausnahme anzuwenden, die die Beriicksichtigung ergdnzender Beweismittel oder neuer Tatsachen
ermogliche. Die neuen Unterlagen konnten die fristgerecht vorgelegten Unterlagen nicht ergénzen,
denn sie zeigten eine andere Flasche als die fritheren Unterlagen und einen ldnglichen Gegenstand —
bei dem es sich um einen Grashalm handeln kénnte —, der im Flascheninneren durchgingig gezeigt
werde und damit den ersten und einzigen Nachweis fiir die Nutzung dieses Gegenstands im Inneren
einer Flasche darstelle. Dariiber hinaus habe die Kldgerin weder erklart, inwiefern diese Beweise die
bereits vorgelegten Beweise ergidnzten, noch, warum sie diese nicht fristgerecht eingereicht habe.

Auch konne nicht angenommen werden, dass die Beschwerdekammer die verspdtet eingereichten
Unterlagen zugelassen habe, weil sie sie nicht als unzuléssig zuriickgewiesen habe. Der Umstand, dass
die Beschwerdekammer diese Unterlagen nicht bei den Unterlagen genannt habe, die sie zur
Beurteilung der Art der Benutzung herangezogen habe, sei vielmehr dahin zu verstehen, dass sie
entschieden habe, diese Unterlagen nicht zu beriicksichtigen.

Schliefllich muss nach Ansicht des HABM ein Begriindungsmangel als solcher — seinen Nachweis
unterstellt — nicht zur Aufthebung der angefochtenen Entscheidung fiithren, wenn er keine Auswirkung
auf ihre Begriindetheit habe.

Im Ubrigen werde die Feststellung dass der Grashalm nicht sichtbar sei, durch die Abbildungen der
Flasche (siehe oben, Rn. 15) gestiitzt und mit dem Vorhandensein des Etiketts begriindet, das einen
groflen Teil der Flasche bedecke und das, was sich dahinter oder innerhalb der Flasche befinde,
verdecke (siehe oben, Rn. 16). Die vorgelegten Benutzungsnachweise seien in ihrer Gesamtheit
beriicksichtigt worden. In Wirklichkeit wende sich die Kldgerin gegen das Ergebnis der
Beweiswiirdigung.

Die Streithelferin macht geltend, dass die Unterlagen mit den Seitenansichten der Flasche
offensichtlich verspétet eingereicht worden seien. Zunidchst seien sie nicht innerhalb der von der
Widerspruchsabteilung gesetzten Frist (bis zum 1. August 2007), sondern erstmals dreieinhalb Jahre
spéter (am 18. Februar 2011) vor der Beschwerdekammer vorgelegt worden. Des Weiteren stiinden sie
in keinerlei sachlichem Zusammenhang mit den bereits vorgelegten Benutzungsnachweisen, da sie eine
Flasche mit einer runden Verdickung am Flaschenhals anstatt mit einem geraden Flaschenhals zeigten.
Auflerdem habe die Kldgerin einen solchen Zusammenhang nicht dargetan und habe insbesondere
weder behauptet, dass es sich um einen Benutzungsnachweis handle, noch, dass es sich um eine
Ergidnzung der bereits vorgelegten Beweise handle. Auch habe die Kldgerin im Widerspruchsverfahren
nicht anhand dieser Seitenansichten argumentiert. Schliefllich zeige die Wiedergabe der Abbildungen
der Flasche in den Rn. 13 bis 16 der angefochtenen Entscheidung deutlich, welche Abbildungen die
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Beschwerdekammer in Ausiibung ihres Ermessens beriicksichtigt habe — alles Vorderansichten — und
welche sie als verspitet zuriickgewiesen habe. Die Begriindung der Beschwerdekammer konne dabei
implizit erfolgen, wie dies in der Rechtsprechung anerkannt sei.

Im Ubrigen hat das HABM nach Ansicht der Streithelferin seine Entscheidung auf der Grundlage der
vorgelegten  Unterlagen hinreichend begriindet; es habe seine Beurteilung nicht auf
Wahrscheinlichkeitsannahmen oder Vermutungen stiitzen konnen, indem es spekuliere oder
unterstelle, dass der Grashalm trotz des Vorhandenseins eines Etiketts im Moment des Erwerbs fiir
den Verbraucher von der Seite sichtbar gewesen sei.

Zunichst ist darauf hinzuweisen, dass die Kldgerin mit ihrem dritten Klagegrund, mit dem sie einen
Verstof$ gegen Art. 75 und Art. 76 Abs. 1 und 2 der Verordnung Nr. 207/2009 riigt, im Wesentlichen
geltend macht, dass die Beschwerdekammer einen Fehler begangen habe, indem sie die erstmals vor ihr
vorgelegten Beweise, insbesondere die Abbildungen der Wodkaflasche mit der Aufschrift ,Zubréwka“
aus vier verschiedenen Perspektiven — nicht nur von vorne, sondern auch von hinten und von der
Seite — nicht gepriift und dies nicht begriindet habe.

In diesem Zusammenhang ist daran zu erinnern, dass nach Art. 75 Satz 1 der Verordnung
Nr. 207/2009 die Entscheidungen des HABM mit Griinden zu versehen sind. Ferner bestimmt
Regel 50 Abs. 2 Buchst. h der Verordnung Nr. 2868/95 dass die Entscheidung der
Beschwerdekammer die Entscheidungsgriinde enthalten muss. Diese Verpflichtung hat den gleichen
Umfang wie die aus Art. 296 AEUV. Nach stindiger Rechtsprechung muss die nach Art. 296 AEUV
erforderliche Begriindung die Uberlegungen des Urhebers des Rechtsakts klar und eindeutig zum
Ausdruck bringen. Mit dieser Verpflichtung wird das doppelte Ziel verfolgt, zum einen die Beteiligten
tiber die Griinde fiir die erlassene MafSnahme zu unterrichten, damit sie ihre Rechte verteidigen
konnen, und es zum anderen dem Unionsrichter ermdglichen, die RechtméfSigkeit der Entscheidung zu
tiberpriifen. Die Frage, ob die Begriindung einer Entscheidung diesen Erfordernissen geniigt, ist nicht
nur im Hinblick auf ihren Wortlaut zu beurteilen, sondern auch anhand ihres Kontexts sowie
samtlicher Rechtsvorschriften auf dem betreffenden Gebiet (vgl. Urteil vom 8. Mirz 2013, Mayer
Naman/HABM - Daniel e Mayer [David Mayer]|, T-498/10, EU:T:2013:117, Rn. 56 und die dort
angefithrte Rechtsprechung).

Art. 76 (,Ermittlung des Sachverhalts von Amts wegen®) der Verordnung Nr. 207/2009 hat folgenden
Wortlaut:

»(1) In dem Verfahren vor dem [HABM] ermittelt das [HABM] den Sachverhalt von Amts wegen.
Soweit es sich jedoch um Verfahren beziiglich relativer Eintragungshindernisse handelt, ist das
[HABM] bei dieser Ermittlung auf das Vorbringen und die Antriage der Beteiligten beschrankt.

(2) Das [HABM] braucht Tatsachen und Beweismittel, die von den Beteiligten verspétet vorgebracht
werden, nicht zu beriicksichtigen.”

Nach stdndiger Rechtsprechung folgt aus dem Wortlaut von Art. 76 Abs. 2 der Verordnung
Nr. 207/2009, dass die Beteiligten als allgemeine Regel und vorbehaltlich einer gegenteiligen
Vorschrift Tatsachen und Beweismittel auch dann noch vorbringen konnen, wenn die dafiir nach den
Bestimmungen der Verordnung Nr. 207/2009 geltenden Fristen abgelaufen sind, und dass es dem
HABM keineswegs untersagt ist, Tatsachen und Beweismittel zu beriicksichtigen, die solchermafSen
verspitet vorgebracht worden sind (Urteile vom 13. Mairz 2007, HABM/Kaul, C-29/05 P, Slg,
EU:C:2007:162, Rn. 42, vom 18. Juli 2013, New Yorker SHK Jeans/HABM, C-621/11 P, Slg,
EU:C:2013:484, Rn. 22, und vom 26. September 2013, Centrotherm Systemtechnik/HABM und
centrotherm Clean Solutions, C-610/11 P, Slg, EU:C:2013:593, Rn. 77), ndmlich nach Ablauf der von
der Widerspruchsabteilung gesetzten Frist und gegebenenfalls erstmals vor der Beschwerdekammer.
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Mit der Klarstellung, dass das HABM verspdtet vorgebrachte Tatsachen und Beweismittel nicht zu
berticksichtigen ,braucht®, raumt Art. 76 Abs. 2 der Verordnung Nr. 207/2009 dem HABM néamlich
ein weites Ermessen ein, um unter entsprechender Begriindung seiner Entscheidung dariiber zu
befinden, ob die Beweismittel zu beriicksichtigen sind oder nicht (Urteile HABM/Kaul, oben in Rn. 44
angefiihrt, EU:C:2007:162, Rn. 43 und 68, New Yorker SHK Jeans/HABM, oben in Rn. 44 angefiihrt,
EU:C:2013:484, Rn. 23, und Centrotherm Systemtechnik/HABM und centrotherm Clean Solutions,
oben in Rn. 44 angefiihrt, EU:C:2013:593, Rn. 78).

Griinde der Rechtssicherheit und der ordnungsgemifien Verwaltung sprechen dafiir, dass es im
Ermessen des HABM steht, verspitet von den Beteiligten vorgelegte Tatsachen und Beweismittel zu
beriicksichtigen. Ein solches Ermessen kann ndmlich zumindest im Fall eines Widerspruchsverfahrens
dazu beizutragen, die Eintragung von Marken zu verhindern, deren Benutzung anschliefSfend mittels
eines Verfahrens der Nichtigerklirung oder anldsslich eines Verletzungsverfahrens mit Erfolg
entgegengetreten werden konnte (vgl. in diesem Sinne Urteil HABM/Kaul, oben in Rn. 44 angefiihrt,
EU:C:2007:162, Rn. 48 und die dort angefiihrte Rechtsprechung).

Im vorliegenden Fall ist zu klaren, ob die Beschwerdekammer ihr Ermessen hinsichtlich der erstmals
vor ihr von der Kldgerin vorgelegten Beweise ausgetiibt hat.

Es steht fest, dass die Klagerin die in den Rn. 13 bis 16 der angefochtenen Entscheidung
wiedergegebenen Benutzungsnachweise (siehe oben, Rn. 15) der Widerspruchsabteilung innerhalb der
von dieser gesetzten Frist vorgelegt hat.

Ferner ergibt sich aus den Akten, dass die Kldgerin — anders als von der Streithelferin behauptet — auf
den S. 7 bis 23 ijhrer am 18. Februar 2011 bei der Beschwerdekammer eingereichten
Beschwerdebegriindung fiinf Unterlagen als Anlagen vorgelegt hat. Es steht fest, dass diese Anlagen
nicht innerhalb der von der Widerspruchsabteilung gesetzten Frist vorgelegt worden sind.

Bei den erstmals vor der Beschwerdekammer vorgelegten fiinf Anlagen handelt es sich um folgende
Unterlagen:

— franzosische Presseartikel und Ausziige aus Foren auf franzosischen Websites aus der Zeit von 1998
bis 2003, die Abbildungen der Wodkaflasche mit der Aufschrift ,Zubréwka“ enthalten, sowie
Erklirungen, wonach der Wodka ,Zubréwka“ mit dem ,berithmten Bisongras“ ,leicht an dem
aromatischen Grashalm in der Flasche zu erkennen ist

— einen Auszug aus dem Wallpaper City Guide fiir die Stadt Warschau (Polen);

— eine auf Polnisch verfasste und ins Englische iibersetzte Erklirung vom 16. Februar 2011,
abgegeben von M. K,, einem Fachtechnologen, der seit 1992 bei der Klédgerin fiir die Etikettierung
verantwortlich ist (im Folgenden: Erklarung von M. K.);

— ein Poster mit der Aufschrift ,Bisongras-Wodka Zubréwka“;
— einen Auszug aus der Website , Wikipedia“.

Im Einzelnen enthielt die Erkldarung von M. K. folgende Informationen. Erstens fithrte M. K. aus, dass
die Klagerin, vormals die Przedsigbiorstwo POLMOS Bialystok SA, seit den 1970er Jahren und bis 2011
den Wodka Zubréwka sowohl fiir den polnischen Markt als auch fiir den Export hergestellt habe.
Dieser Wodka sei, auch wenn er im Laufe der Zeit mit verschiedenen Etiketten versehen worden sei,
stets mit einem im Flascheninneren befindlichen Grashalm gekennzeichnet worden und werde dies
immer noch. Dies sei in Polen und in mehreren anderen Landern durch eine Marke geschiitzt, die aus
einer ,Flasche mit einem Grashalm“ bestehe. Zweitens fiigte M. K. hinzu, dass der Wodka Zubréwka
mit einem griinen Etikett, der von der Klidgerin in Flaschen zu 0,5 Liter, 0,7 Liter und 1 Liter
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hergestellt worden sei, im Zeitraum von 1998 bis 2003 von der Agentur PHZ AGROS und in der
Folgezeit direkt von der Klagerin nach Frankreich exportiert worden sei. Vor dem Jahr 2000 sei der
zum Export nach Frankreich bestimmte Wodka Zubréwka mit einem griinem Etikett von POLMOS
Poznan hergestellt worden, aber das Erscheinungsbild der Flaschen, der Etiketten und des Grashalms
im Inneren der Flaschen sei genau dasselbe gewesen wie das von der Kldgerin ab dem Jahr 2000
verwendete. Drittens fiigte M. K. seiner Erkldrung Beispiele von Fotografien bei, um die
Kennzeichnung der Flaschen des Wodkas Zubréwka mit einem griinen Etikett und einem in diesen
Flaschen — einschliefllich der im Zeitraum von 1998 bis 2003 fiir den franzdsischen Markt
bestimmten Flaschen — regelmiflig verwendeten Motiv eines Grashalms zu veranschaulichen. Nach
Ansicht von M. K. zeigten diese Fotografien deutlich, dass fiir jeden Verbraucher unabhéngig davon,
ob er die Flasche von der Vorder- oder von der Riickseite gesehen habe, ein Grashalm eindeutig
sichtbar gewesen sei.

Der Erklirung von M. K. waren dementsprechend vier Fotografien von 0,7 Liter-Flaschen des Wodkas
Zubréwka, die nach seinen Angaben nach Frankreich exportiert worden waren, beigefiigt. Darauf ist
die Flasche von vorne, von den beiden Seiten und von hinten abgebildet:

il

|

1 =
N

2y
By

Die Beschwerdekammer hat in den Rn. 13 bis 15 der angefochtenen Entscheidung (siehe oben, Rn. 15)
darauf hingewiesen, dass die von der Kldgerin vorgelegten Benutzungsnachweise ,u. a.“ zwei
eidesstattliche Erkldrungen, eine vom Finanzdirektor und Vorstandsvorsitzenden dieser Gesellschaft,
die andere vom Vorstandsvorsitzenden der Pernod S.A., der Alleinvertriebshdndlerin fiir den Wodka
Zubréwka in Frankreich, umfassten, denen eine Abbildung dieses Wodkas, fiir franzésische
Verbraucher bestimmte Prospekte der Jahre 1999 bis 2002 mit vier Abbildungen und in franzgsischen
Supermairkten in den Jahren 2003 bis 2006 verteilte Prospekte mit acht Abbildungen, beigefiigt waren.

Folglich ist die Feststellung der Beschwerdekammer in Rn. 16 der angefochtenen Entscheidung,
wonach ,andere Abbildungen als die in den vorstehenden drei Randnummern wiedergegebenen ...
nicht vorgelegt [wurden]”, so zu verstehen, dass sie sich auf die vor der Widerspruchsabteilung
innerhalb der von dieser gesetzten Frist vorgelegten Benutzungsnachweise bezieht, nicht jedoch auf
die verspatet vor der Beschwerdekammer vorgelegten Nachweise.
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Daher ist festzustellen, dass die Beschwerdekammer nur die Beweise beriicksichtigt hat, die die
Klagerin vor der Waiderspruchsabteilung vorgelegt hat, und ihr Ermessen hinsichtlich der
Beriicksichtigung der erstmals vor ihr selbst vorgelegten Benutzungsnachweise, insbesondere der
Erklarung von M. K. und der dieser beigefiigten Fotografien sowie der franzosischen Presseartikel und
der Ausziige aus Foren auf franzdsischen Websites, nicht ausgeiibt hat.

Somit macht die Klagerin zu Unrecht geltend, es konne berechtigterweise angenommen werden, dass
die Beschwerdekammer die der schriftlichen Beschwerdebegriindung vom 18. Februar 2011
beigefiigten Beweise fiir zuldssig erachtet habe, da sie diese Beweise nicht beanstandet und auch nicht
auf Art. 76 Abs. 2 der Verordnung Nr. 207/2009 verwiesen habe. Da die Beschwerdekammer ihr
Ermessen nicht ausgeiibt hatte, konnte sie diese Beweise namlich nicht implizit fiir zulédssig erkldren.

Auflerdem folgt nach der Rechtsprechung aus dem Wortlaut des Art. 76 Abs. 2 der Verordnung
Nr. 207/2009, dass ein verspitetes Vorbringen von Tatsachen und Beweismitteln dem Beteiligten, von
dem es stammt, keinen unbedingten Anspruch darauf verleihen kann, dass diese Tatsachen oder
Beweismittel vom HABM beriicksichtigt werden (Urteili HABM/Kaul, oben in Rn. 44 angefiihrt,
EU:C:2007:162, Rn. 43 und 63). Gerade die verspitete Beweisvorlage unterscheidet den Sachverhalt
der vorliegenden Rechtssache von dem des Falles, zu dem die von der Kladgerin angefiihrte
Rechtsprechung ergangen ist (Urteil vom 10. Oktober 2012, Bimbo/HABM - Panrico [BIMBO
DOUGHNUTS], T-569/10, EU:T:2012:535, Rn. 35) und in dem die Argumente und Beweismittel, die
implizit fiir zuléssig erkldrt wurden, fristgerecht vorgebracht worden waren.

Ebenso zu Unrecht entgegnet das HABM, dass der Umstand, dass die Beschwerdekammer diese neuen
Unterlagen nicht bei den Unterlagen genannt habe, die sie zur Beurteilung der Art der Benutzung
herangezogen habe, vielmehr dahin zu verstehen sei, dass sie entschieden habe, diese Unterlagen nicht
zu beriicksichtigen. Da die Beschwerdekammer ihr Ermessen nicht ausgeiibt hatte, konnte sie diese
Beweise namlich nicht implizit fiir unzuldssig erklédren.

Selbst unterstellt, das HABM habe sein Ermessen im einen oder im anderen Sinne ausgeiibt, ist zu
beachten, dass das HABM nach der Rechtsprechung, wenn es sein Ermessen ausiibt, um dariiber zu
befinden, ob verspitet vorgelegte Unterlagen zu beriicksichtigen sind oder nicht, seine Entscheidung
entsprechend zu begriinden hat (Urteile HABM/Kaul, oben in Rn. 44 angefiihrt, EU:C:2007:162,
Rn. 43, New Yorker SHK Jeans/HABM, oben in Rn. 44 angefithrt, EU:C:2013:484, Rn. 23, und
Centrotherm Systemtechnik/HABM und centrotherm Clean Solutions, oben in Rn. 44 angefiihrt,
EU:C:2013:593, Rn. 78).

Wie der Gerichtshof festgestellt hat, ist die etwaige Beriicksichtigung dieser zusitzlichen Beweismittel
durch das HABM keineswegs ein dem einen oder dem anderen Beteiligten gewihrter ,Vorteil,
sondern hat das Ergebnis einer objektiven und mit Griinden versehenen Ausiibung des ihm durch
Art. 76 Abs. 2 der Verordnung Nr. 207/2009 eingerdumten Ermessens zu sein. Die somit erforderliche
Begriindung ist umso notwendiger, wenn das HABM beschliefit, verspitet vorgelegte Beweise
zuriickzuweisen (Urteil Centrotherm Systemtechnik/HABM und centrotherm Clean Solutions, oben in
Rn. 44 angefiihrt, EU:C:2013:593, Rn. 111 und 112).

Im vorliegenden Fall ist jedoch festzustellen, dass die Beschwerdekammer das ihr eingerdumte
Ermessen hinsichtlich der Beriicksichtigung der Benutzungsnachweise, die erstmals vor ihr vorgelegt
wurden, nicht ausgeiibt hat und hierfiir keine Begriindung angefithrt hat. Diese Feststellung kann
nicht dadurch in Frage gestellt werden, dass in Rn. 13 der angefochtenen Entscheidung der Ausdruck
»u. a.“ verwendet wird, der eine objektive und unter Angabe von Griinden erfolgende Ausiibung
dieses Ermessens dahin gehend, diese Beweise zuriickzuweisen, nicht ersetzen kann.

Uber diese Begriindungspflicht hinaus hat die Rechtsprechung Kriterien fiir die Ermessensausiibung

des HABM im Hinblick auf eine etwaige Beriicksichtigung verspétet vorgelegter Beweismittel
aufgestellt. So kann eine solche Beriicksichtigung durch das HABM insbesondere dann gerechtfertigt
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sein, wenn es zu der Auffassung gelangt, dass zum einen die verspitet vorgebrachten Gesichtspunkte
auf den ersten Blick von wirklicher Relevanz fiir das Ergebnis des bei ihm eingelegten Widerspruchs
sein konnen und dass zum anderen das Verfahrensstadium, in dem das verspatete Vorbringen erfolgt,
und die Umsténde, die es begleiten, einer solchen Beriicksichtigung nicht entgegenstehen (Urteile
HABM/Kaul, oben in Rn. 44 angefiihrt, EU:C:2007:162, Rn. 44; New Yorker SHK Jeans/HABM, oben
in Rn. 44 angefiihrt, EU:C:2013:484, Rn. 33, und Centrotherm Systemtechnik/HABM und centrotherm
Clean Solutions, EU:C:2013:593, oben in Rn. 44 angefiihrt, Rn. 113).

Im vorliegenden Fall ist festzustellen, dass von den verspitet vorgelegten Beweismitteln zumindest die
Erklarung von M. K. und die dieser beigefiigten Abbildungen der Flasche von vorne, von beiden Seiten
und von hinten (siehe oben, Rn. 50 und 51) sowie die franzosischen Presseartikel und die Ausziige aus
Foren auf franzosischen Websites diese beiden Voraussetzungen, die ihre Beriicksichtigung durch das
HABM rechtfertigen konnen, erfiillen.

Zum einen konnten ndmlich die Erklarung von M. K. und die dieser beigefiigten Abbildungen der
Flasche von vorne, von beiden Seiten und von hinten auf den ersten Blick von wirklicher Relevanz fir
das Ergebnis des beim HABM eingelegten Widerspruchs sein, da ihre etwaige Beriicksichtigung die in
den Rn. 17 und 18 der angefochtenen Entscheidung enthaltenen Wertungen der Beschwerdekammer
(siche oben, Rn. 16 und 17), wonach erstens ,[d]ie diagonale Linie ... nicht an der AufSenfliche
befestigt [ist] und ... nicht auf dem Etikett selbst [erscheint], es zweitens ,wegen des Etiketts ... nicht
moglich [ist], zu erkennen, was sich dahinter oder in den Flaschen befindet”, und drittens ,[u]nter
diesen Umstdnden ... festzustellen [ist], dass [die Kldgerin] die Art der Benutzung [ihrer alteren
franzosischen dreidimensionalen] Marke nicht nachgewiesen hat, in Frage hitte stellen konnen.

In diesem Zusammenhang ist darauf hinzuweisen, dass die Dreidimensionalitiat einer Marke wie der in
Rede stehenden einer statischen zweidimensionalen Betrachtung entgegensteht und eine dynamische
dreidimensionale Wahrnehmung erfordert. So kann eine dreidimensionale Marke vom mafSgeblichen
Verbraucher grundsitzlich von mehreren Seiten wahrgenommen werden. Die Beweise fiir die
Benutzung einer solchen Marke sind somit nicht als Abbildungen der Sichtbarkeit der Marke in zwei
Dimensionen, sondern als Darstellungen ihrer Wahrnehmung in drei Dimensionen durch den
mafSgeblichen Verbraucher zu beriicksichtigen. Daher konnen Abbildungen einer dreidimensionalen
Marke von der Seite und von der Riickseite grundsatzlich von wirklicher Relevanz fiir die Beurteilung
der ernsthaften Benutzung dieser Marke sein und diirfen nicht aus dem bloflen Grund, dass sie keine
Abbildungen der Vorderseite darstellen, unberiicksichtigt gelassen werden.

Auch die franzosischen Presseartikel und die Ausziige aus Foren auf franzosischen Websites, in denen
es heifdt, dass der Wodka Zubréwka mit dem ,beriihmten Bisongras“ ,leicht an dem aromatischen
Grashalm in der Flasche zu erkennen ist“ (sieche oben, Rn. 50), konnten auf den ersten Blick von
wirklicher Relevanz fiir das Ergebnis des beim HABM eingelegten Widerspruchs sein, da ihre etwaige
Beriicksichtigung den Nachweis der ernsthaften Benutzung der élteren franzosischen Marke wéhrend
des relevanten Zeitraums in Frankreich erleichtern konnte.

Zum anderen standen das Verfahrensstadium, in dem die verspétete Vorlage erfolgte, und deren
Begleitumstidnde der Beriicksichtigung dieser Beweismittel durch das HABM nicht entgegen, da die
Klagerin die Beweismittel zum Zeitpunkt der Einreichung ihrer Beschwerdebegriindung vor der
Beschwerdekammer vorgelegt hat, die daher ihr Ermessen hinsichtlich der Beriicksichtigung der
fraglichen Beweismittel objektiv und unter Angabe von Griinden ausiiben konnte.

Daraus folgt, dass die Beschwerdekammer nach der oben in Rn. 62 angefithrten Rechtsprechung ihr
Ermessen hinsichtlich der Beriicksichtigung der verspitet vorgelegten Beweismittel, die die beiden von
dieser Rechtsprechung aufgestellten Voraussetzungen erfiillten — nédmlich die Erklairung von M. K. und
die ihr beigefiigten Darstellungen der Flasche von vorne, von beiden Seiten und von hinten sowie die
franzosischen Presseartikel und die Ausziige aus Foren auf franzosischen Websites — objektiv und
unter Angabe von Griinden auszuiiben hatte.
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Daher ist festzustellen, dass die Beschwerdekammer, indem sie ihr Ermessen hinsichtlich der
Beriicksichtigung der Benutzungsnachweise fiir die dltere dreidimensionale franzosische Marke, die
erstmals vor ihr vorgelegt wurden, nicht objektiv und unter Angabe von Griinden ausgeiibt hat, gegen
Art. 76 Abs. 2 der Verordnung Nr. 207/2009 und unter Beriicksichtigung des so festgestellten
Begriindungsmangels auch gegen Art. 75 dieser Verordnung verstofien hat.

Dieses Ergebnis kann durch das Vorbringen des HABM und der Streithelferin nicht entkraftet werden.

Zunichst ist festzustellen, dass, soweit sich das HABM vor dem Gericht zur Stiitzung der
angefochtenen Entscheidung auf darin nicht beriicksichtigte Gesichtspunkte beruft, eine solche
erginzende Begriindung vor dem Gericht nicht mit Erfolg angefithrt werden kann, um die in der
angefochtenen Entscheidung enthaltene - moglicherweise unzureichende - Begriindung zu
vervollstindigen (vgl. in diesem Sinne entsprechend Urteil vom 11. Dezember 2012, Sina Bank/Rat,
T-15/11, EU:T:2012:661, Rn. 62 und die dort angefiihrte Rechtsprechung).

Die Begriindung eines Rechtsakts ist dem Betroffenen ndmlich mit diesem Rechtsakt mitzuteilen, ehe
er ein Rechtsmittel gegen diesen einlegt, und die Nichtbeachtung des Begriindungserfordernisses kann
nicht dadurch geheilt werden, dass der Betroffene die Griinde fiir den Rechtsakt wihrend des
Verfahrens vor dem Unionsrichter erfihrt (vgl. in diesem Sinne entsprechend Urteil Sina Bank/Rat,
oben in Rn. 71 angefiihrt, EU:T:2012:661, Rn. 56 und die dort angefiihrte Rechtsprechung). Wenn ein
Organ oder eine Einrichtung der Union die Moglichkeit hdtte, sich zur Ergdnzung der in der
angefochtenen Entscheidung genannten Griinde auf solche zusitzlichen Griinde zu berufen, wiirde
dies die Verteidigungsrechte des Betroffenen und seinen Anspruch auf effektiven gerichtlichen
Rechtsschutz sowie den Grundsatz der Gleichheit der Parteien vor dem Unionsrichter beeintrachtigen
(vgl. in diesem Sinne entsprechend Urteil vom 6. September 2013, Bateni/Rat, T-42/12 und T-181/12,
EU:T:2013:409, Rn. 54 und die dort angefithrte Rechtsprechung).

Unbeschadet dieser Feststellung hélt es das Gericht fiir angebracht, das betreffende Vorbringen zu
prifen und zu widerlegen.

Erstens ist das Vorbringen des HABM, wonach Art. 42 Abs. 2 und 3 der Verordnung Nr. 207/2009 in
seiner Konkretisierung durch Regel 22 Abs. 2 der Verordnung Nr. 2868/95 eine ,gegenteilige
Vorschrift® im Sinne der oben in Rn. 44 angefithrten Rechtsprechung enthalte, die der
Beriicksichtigung der erstmals vor der Beschwerdekammer vorgelegten Benutzungsnachweise
entgegenstehe, aus den nachstehenden Griinden zuriickzuweisen.

Unter der Uberschrift ,Priifung des Widerspruchs“ sieht Art. 42 Abs. 2 und 3 der Verordnung
Nr. 207/2009 im Wesentlichen vor, dass auf Verlangen des Anmelders der Inhaber einer alteren
Gemeinschaftsmarke, der Widerspruch erhoben hat, den Nachweis zu erbringen hat, dass er innerhalb
der letzten fiinf Jahre vor der Verodffentlichung der Anmeldung der Gemeinschaftsmarke die altere
Gemeinschafts- oder nationale Marke in der Union fiir die Waren oder Dienstleistungen, fiir die sie
eingetragen ist und auf die er sich zur Begriindung seines Widerspruchs beruft, ernsthaft benutzt hat,
oder dass berechtigte Griinde fiir die Nichtbenutzung vorliegen. Kann er diesen Nachweis nicht
erbringen, so wird der Widerspruch zuriickgewiesen.

In diesem Zusammenhang ist festzustellen, dass Art. 42 Abs. 2 und 3 der Verordnung Nr. 207/2009 als
materiell-rechtliche Bestimmung keine Erfordernisse beziiglich der dem Widersprechenden gesetzten
Frist zur Vorlage des Benutzungsnachweises fiir die dltere Marke enthilt (Urteil New Yorker SHK
Jeans/HABM, oben in Rn. 44 angefiihrt, EU:C:2013:484, Rn. 24, vgl. ferner entsprechend Urteil
Centrotherm Systemtechnik/HABM und centrotherm Clean Solutions, oben in Rn. 44 angefiihrt,
EU:C:2013:593, Rn. 79). Daher ergibt sich die Zuriickweisung des Widerspruchs, wenn der
Widersprechende ,diesen Nachweis nicht erbringen [kann]“, aus einer materiellen Wiirdigung des
vorgelegten Beweises und nicht aus der Nichtbeachtung einer Verfahrensfrist.
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Deshalb kann Art. 42 Abs. 2 und 3 der Verordnung Nr. 207/2009 keine Auswirkungen auf das dem
HABM durch Art. 76 Abs. 2 der Verordnung eingerdumte Ermessen in der Frage haben, ob verspitet
vor ihm vorgelegte Beweismittel zu beriicksichtigen sind.

Nach Regel 22 Abs. 2 der Verordnung Nr. 2868/95 fordert das HABM den Widersprechenden, wenn
er den Nachweis der Benutzung oder den Nachweis zu erbringen hat, dass berechtigte Griinde fiir die
Nichtbenutzung vorliegen, dazu auf, die erforderlichen Beweismittel innerhalb einer vom HABM
gesetzten Frist vorzulegen. Legt der Widersprechende diese Beweismittel nicht fristgeméfS vor, so
weist das Amt den Widerspruch zuriick.

Nach Regel 40 Abs. 5 der Verordnung Nr. 2868/95 setzt das HABM dem Inhaber der
Gemeinschaftsmarke im Fall eines Antrags auf Verfallserklarung gemafd Art. 51 Abs. 1 Buchst. a der
Verordnung Nr. 207/2009 eine Frist, innerhalb deren er den Nachweis der ernsthaften Benutzung der
Marke zu fithren hat. Wird der Nachweis nicht innerhalb der gesetzten Frist gefiihrt, verfillt die
Gemeinschaftsmarke. Regel 22 Abs. 2 bis 4 der Verordnung Nr. 2868/95 gilt entsprechend.

Der Gerichtshof hat jedoch entschieden, dass Regel 40 Abs. 5 der Verordnung Nr. 2868/95 die
Beschwerdekammer nicht daran hindern kann, das ihr grundsitzlich durch Art. 76 Abs. 2 der
Verordnung Nr. 207/2009 eingerdaumte Ermessen hinsichtlich einer etwaigen Beriicksichtigung der ihr
vorgelegten zusitzlichen Beweismittel auszuiiben (vgl. in diesem Sinne Urteil Centrotherm
Systemtechnik/HABM und centrotherm Clean Solutions, oben in Rn. 44 angefiihrt, EU:C:2013:593,
Rn. 90).

Gleiches gilt aus denselben Griinden fiir Regel 22 Abs. 2 der Verordnung Nr. 2868/95, die im
Widerspruchsverfahren der das Verfallsverfahren betreffenden Regel 40 der Verordnung entspricht.

Insoweit geht zwar aus dem Wortlaut der Regel 22 Abs. 2 der Verordnung Nr. 2868/95 hervor, dass
das HABM, wenn innerhalb der von ihm gesetzten Frist tiberhaupt kein Beweis fiir die Benutzung der
betroffenen Marke vorgelegt wird, grundsitzlich von Amts wegen das Fehlen einer ernsthaften
Benutzung der dlteren Marke feststellen muss, doch ist ein solches Ergebnis nicht zwingend, wenn
Beweise fiir diese Benutzung innerhalb der genannten Frist vorgelegt werden (Urteil New Yorker SHK
Jeans/HABM, oben in Rn. 44 angefiihrt, EU:C:2013:484, Rn. 28, vgl. ferner entsprechend Urteil
Centrotherm Systemtechnik/HABM und centrotherm Clean Solutions, oben in Rn. 44 angefiihrt,
EU:C:2013:593, Rn. 86).

In einem solchen Fall hat das Verfahren, soweit die betreffenden Beweismittel nicht ersichtlich ohne
jede Relevanz fiir den Nachweis der ernsthaften Benutzung der Marke sind, seinen Fortgang zu
nehmen. So hat das HABM insbesondere, wie in Art. 42 Abs. 1 der Verordnung Nr. 207/2009
vorgesehen, die Beteiligten so oft wie erforderlich aufzufordern, eine Stellungnahme zu seinen
Bescheiden oder zu den Schriftsitzen anderer Beteiligter einzureichen (Urteil New Yorker SHK
Jeans/HABM, oben in Rn. 44 angefiihrt, EU:C:2013:484, Rn. 29, vgl. ferner entsprechend Urteil
Centrotherm Systemtechnik/HABM und centrotherm Clean Solutions, oben in Rn. 44 angefiihrt,
EU:C:2013:593, Rn. 87).

Wenn in einem solchen Zusammenhang spdter das Fehlen einer ernsthaften Benutzung der élteren
Marke festgestellt wird, geschieht dies nicht aufgrund einer Anwendung von Regel 22 Abs. 2 der
Verordnung Nr. 2868/95, einer im Wesentlichen verfahrensrechtlichen Bestimmung, sondern
ausschliefllich aufgrund der Anwendung der materiell-rechtlichen Bestimmungen in Art. 42 der
Verordnung Nr. 207/2009 (Urteil New Yorker SHK Jeans/HABM, oben in Rn. 44 angefiihrt,
EU:C:2013:484, Rn. 29, vgl. ferner entsprechend Urteil Centrotherm Systemtechnik/HABM und
centrotherm Clean Solutions, oben in Rn. 44 angefiihrt, EU:C:2013:593, Rn. 87).
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Aus den vorstehenden Ausfithrungen folgt insbesondere, dass die Vorlage von Beweisen fiir die
Benutzung der Marke, die zu Beweismitteln hinzukommen, die innerhalb der vom HABM nach
Regel 22 Abs. 2 der Verordnung Nr. 2868/95 gesetzten Frist vorgelegt worden sind, auch nach dem
Ablauf dieser Frist noch moglich ist und dass es dem HABM keineswegs untersagt ist, verspitet
vorgelegte zusitzliche Beweismittel in Ausiibung des Ermessens, das ihm gemafd Art. 76 Abs. 2 der
Verordnung Nr. 207/2009 zukommt, zu beriicksichtigen (Urteil New Yorker SHK Jeans/HABM, oben
in Rn. 44 angefiihrt, EU:C:2013:484, Rn. 30, vgl. ferner entsprechend Urteil Centrotherm
Systemtechnik/HABL und centrotherm Clean Solutions, oben in Rn. 44 angefithrt, EU:C:2013:593,
Rn. 88).

Dabher ist festzustellen, dass Regel 22 Abs. 2 der Verordnung Nr. 2868/95 die Beschwerdekammer nicht
daran hindern kann, das ihr durch Art. 76 Abs. 2 der Verordnung Nr. 207/2009 eingerdumte Ermessen
hinsichtlich einer etwaigen Beriicksichtigung der erstmals vor ihr vorgelegten zusitzlichen Beweismittel
auszuiiben.

Wie oben in Rn. 48 ausgefiihrt, steht im vorliegenden Fall fest, dass die Kldgerin innerhalb der vom
HABM gesetzten Frist verschiedene Beweise fiir die Benutzung der alteren franzosischen Marke
vorgelegt hatte. Weiter ist festzustellen, dass diese urspriinglich vorgelegten Beweismittel hierfiir nicht
vollig irrelevant waren, zumal die Beschwerdekammer sie in den Rn. 13 bis 18 der angefochtenen
Entscheidung beriicksichtigt, wenn auch fiir unzureichend erachtet hat. Hieraus folgt, dass die Vorlage
zusitzlicher Beweismittel, die zu den relevanten Beweismitteln hinzukommen, die innerhalb der vom
HABM nach Regel 22 Abs. 2 der Verordnung Nr. 2868/95 gesetzten Frist vorgelegt worden sind, auch
nach dem Ablauf dieser Frist noch moglich ist und dass es dem HABM keineswegs untersagt ist, diese
zusitzlichen Beweismittel in Ausiibung des Ermessens, das ihm gemdf3 Art. 76 Abs. 2 der Verordnung
Nr. 207/2009 zukommt, zu beriicksichtigen.

Zweitens kann auch dem vermeintlich auf die Rechtsprechung gestiitzten Vorbringen des HABM und
der Streithelferin nicht gefolgt werden, wonach die neuen Unterlagen die fristgerecht vorgelegten
Unterlagen nicht ergénzten und noch nicht einmal in einem sachlichen Zusammenhang mit ihnen
stiinden, weil sie eine andere Flasche, mit einer runden Verdickung am Flaschenhals anstatt mit
einem geraden Flaschenhals, und einen langlichen Gegenstand — bei dem es sich um einen Grashalm
handeln konnte — zeigten, der im Flascheninneren durchgingig gezeigt werde und damit den ersten
und einzigen Nachweis fiir die Nutzung dieses Gegenstands im Inneren einer Flasche darstelle.

Hierzu ist zundchst darauf hinzuweisen, dass die Rechtsprechung keinen sachlichen Zusammenhang
zwischen den zusitzlichen und den alteren Beweismitteln fordert. Erforderlich ist lediglich, dass es
sich bei den Beweismitteln, die nach Ablauf der von der Widerspruchsabteilung gesetzten Frist
vorgelegt werden, nicht um die ersten und einzigen Benutzungsnachweise handelt, sondern vielmehr
um sogenannte ,erginzende“ oder ,zusdtzliche” Beweismittel, die zu den fristgerecht vorgelegten
relevanten Beweismitteln hinzukommen (Urteile New Yorker SHK Jeans/HABM, oben in Rn. 44
angefiihrt, EU:C:2013:484, Rn. 30, und vom 29. September 2011, New Yorker SHK Jeans/HABM -
Vallis K. — Vallis A. [FISHBONE], T-415/09, EU:T:2011:550, Rn. 33).

Sodann ist zu beachten, dass auch die von der oben in Rn. 62 angefithrten Rechtsprechung
aufgestellten Voraussetzungen nicht erfordern, dass die zusétzlichen Beweismittel in einem sachlichen
Zusammenhang mit den é&lteren Beweismitteln stehen, sondern, dass sie von echter Relevanz fiir den
Ausgang des Verfahrens vor dem HABM sind.

Dariiber hinaus ist festzuhalten, dass dieses Vorbringen des HABM und der Streithelferin in
tatsdchlicher Hinsicht unzutreffend ist, da es die Beweismittel verfalscht, die innerhalb der von der
Widerspruchsabteilung gesetzten Frist vorgelegt wurden. Tatsdchlich ist festzustellen, dass sich auf
den in den Rn. 14 und 15 der angefochtenen Entscheidung abgebildeten Fotografien (siehe oben,
Rn. 15) ein Grashalm — und nicht irgendein lidnglicher Gegenstand — im Inneren der Flasche befindet,
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der fiir den Betrachter sichtbar ist. Die oben in Rn. 52 abgebildeten Fotografien konnen somit nicht
den ersten und einzigen Beweis fiir die Benutzung eines Grashalms im Inneren einer Flasche
darstellen.

Drittens kann auch das Vorbringen des HABM und der Streithelferin, wonach die Kldgerin weder
erklart habe, inwiefern diese erstmals vor der Beschwerdekammer vorgelegten Beweismittel die bereits
vorgelegten Beweismittel ergénzten, noch, warum sie diese nicht fristgerecht eingereicht habe, keinen
Erfolg haben.

Zunichst ist darauf hinzuweisen, dass eine solche Erklirung von der oben in Rn. 62 angefiihrten
Rechtsprechung nicht gefordert wird.

Auflerdem ist festzustellen, dass die Kldgerin in ihrer Beschwerdebegriindung vor der
Beschwerdekammer sowohl auf die Entscheidung der Widerspruchsabteilung, die die vor ihr
vorgelegten Benutzungsnachweise fiir unzureichend erachtet hatte, als auch auf die zusitzlichen
Beweismittel Bezug genommen hat. So hat sie entgegen der Auffassung der Streithelferin jedes dieser
Beweismittel zur Stiitzung ihres auf den S. 2 und 3 dieses Schriftsatzes formulierten Vorbringens
herangezogen. Eine solche Bezugnahme reichte aus, um zu zeigen, dass die Klédgerin die Relevanz
dieser Beweismittel fiir das Verfahren vor der Beschwerdekammer geltend machte. Die
Beschwerdekammer hat aber offenbar die etwaige Relevanz der von der Kldgerin vorgelegten
zusitzlichen Beweismittel nicht gebiihrend geprift (vgl. entsprechend Urteil Centrotherm
Systemtechnik/HABM und centrotherm Clean Solutions, oben in Rn. 44 angefiihrt, EU:C:2013:593,
Rn. 116).

Ferner ist darauf hinzuweisen, dass eine etwaige Beriicksichtigung zusétzlicher Beweismittel fiir die
Benutzung der Marke, die nach Ablauf der Frist geméfs Regel 22 Abs. 2 der Verordnung Nr. 2868/95
vorgelegt werden, nicht zwingend voraussetzt, dass es dem Betreffenden nicht méglich war, diese
Beweismittel fristgerecht vorzulegen (vgl. entsprechend Urteil Centrotherm Systemtechnik/HABM und
centrotherm Clean Solutions, oben in Rn. 44 angefiihrt, EU:C:2013:593, Rn. 117).

Viertens schliefSlich ist das vermeintlich auf die Rechtsprechung gestiitzte Vorbringen der Streithelferin
nicht stichhaltig, wonach die Begriindung der Beschwerdekammer, wie im vorliegenden Fall in Rn. 16
der angefochtenen Entscheidung (siehe oben, Rn. 15), implizit erfolgen konne, da von ihr nicht
verlangt werden konne, bei ihren Ausfiihrungen alle von den Beteiligten vor ihr vorgetragenen
Argumente nacheinander erschépfend zu behandeln.

In diesem Zusammenhang ist darauf hinzuweisen, dass die von der Streithelferin angefiihrte
Rechtsprechung nur unter der ausdriicklichen Voraussetzung Anwendung findet, dass die Begriindung
es zum einen den Betroffenen ermdéglicht, die Griinde fiir die Entscheidung der Beschwerdekammer zu
erfahren, und zum anderen dem zustdndigen Gericht ausreichende Angaben an die Hand gibt, damit es
seine Kontrolle wahrnehmen kann (vgl. in diesem Sinne Urteil vom 9. Juli 2008, Reber/HABM -
Chocoladefabriken Lindt & Spriingli [Mozart], T-304/06, Slg, EU:T:2008:268, Rn. 55 und die dort
angefithrte Rechtsprechung).

Aus den Rn. 47 bis 69 des vorliegenden Urteils ergibt sich, dass diese Voraussetzung im vorliegenden
Fall zumindest hinsichtlich der Entscheidung der Beschwerdekammer tiber die Beriicksichtigung der
erstmals vor ihr vorgelegten Beweise nicht erfiillt ist, so dass sich diese Rechtsprechung hier als nicht
anwendbar erweist.

Auch die vom HABM angefiihrte Rechtsprechung, wonach ein Begriindungsmangel als solcher —
seinen Nachweis unterstellt — nicht zur Aufhebung der angefochtenen Entscheidung fithren miisse,
wenn er keine Auswirkung auf ihre Begriindetheit habe (Urteil vom 12. September 2013, ,Rauscher”
Consumer Products/HABM [Darstellung eines Tampons], T-492/11, EU:T:2013:421, Rn. 34), erweist
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sich im vorliegenden Fall als nicht anwendbar, da gerade diese Voraussetzung nicht erfillt ist. Die
Auswirkung des Begriindungsmangels auf die Begriindetheit der im vorliegenden Fall angefochtenen
Entscheidung ist oben in Rn. 47 bis 69, insbesondere in den Rn. 64 und 66, dargelegt.

Nach alledem ist festzustellen, dass der dritte Klagegrund begriindet ist, da die Beschwerdekammer ihr
Ermessen hinsichtlich der Beriicksichtigung der zusitzlichen Beweismittel, die erstmals nach Ablauf
der von der Widerspruchsabteilung gesetzten Frist vor ihr vorgelegt wurden, nicht objektiv und unter
Angabe von Griinden ausgeiibt hat.

Da die Beschwerdekammer die Frage, ob die vor ihr vorgelegten zusitzlichen Beweismittel zu
beriicksichtigen waren, nicht gepriift hat, ist es nicht Sache des Gerichts, sie erstmals im Rahmen
seiner Priifung der Rechtmafligkeit der angefochtenen Entscheidung zu priifen (vgl. in diesem Sinne
Urteile vom 5. Juli 2011, Edwin/HABM, C-263/09 P, Slg, EU:C:2011:452, Rn. 72 und 73; vom 12. Mai
2010, Beifa Group/HABM - Schwan-Stabilo Schwanhédufler [Schreibinstrument], T-148/08, Slg,
EU:T:2010:190, Rn. 124, und vom 14. Dezember 2011, Volkl/HABM - Marker Volkl [VOLKL],
T-504/09, Slg, EU:T:2011:739, Rn. 63 und die dort angefiihrte Rechtsprechung).

Es ist Sache der Beschwerdekammer, unter Beachtung der Vorgaben der Rechtsprechung und des
vorliegenden Urteils, unter gebiihrender Beriicksichtigung samtlicher relevanter Umstdnde sowie unter
entsprechender Begriindung seiner Entscheidung zu beurteilen, ob die von der Klédgerin erstmals vor
ihr vorgelegten zusitzlichen Beweismittel bei der von ihr zu erlassenden Entscheidung iiber die
Beschwerde, mit der sie befasst bleibt, zu beriicksichtigen sind (vgl. in diesem Sinne Urteil
Centrotherm Systemtechnik/HABM und centrotherm Clean Solutions, oben in Rn. 44 angefiihrt,
EU:C:2013:593, Rn. 119).

Da der dritte Klagegrund begriindet ist, ist der Klage, ohne dass der erste und der zweite Klagegrund
gepriift zu werden brauchen, stattzugeben und somit die angefochtene Entscheidung aufzuheben.

Kosten

Nach Art. 87 § 2 der Verfahrensordnung des Gerichts ist die unterliegende Partei auf Antrag zur
Tragung der Kosten zu verurteilen.

Da das HABM und die Streithelferin unterlegen sind, sind zum einen dem HABM geméfd dem Antrag

der Kldgerin neben seinen eigenen Kosten die Kosten der Klagerin aufzuerlegen und ist zum anderen
zu entscheiden, dass die Streithelferin ihre eigenen Kosten trégt.
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Aus diesen Griinden hat
DAS GERICHT (Achte Kammer)
fiir Recht erkannt und entschieden:
1. Die Entscheidung der Vierten Beschwerdekammer des Harmonisierungsamts fiir den
Binnenmarkt (Marken, Muster und Modelle) (HABM) vom 26. Mirz 2012 (Sache
R 2506/2010-4) wird aufgehoben.

2. Das HABM trigt neben seinen eigenen Kosten die Kosten der CEDC International sp. z o.o0.

3. Die Underberg AG trigt ihre eigenen Kosten.
Gratsias Kancheva Wetter
Verkiindet in 6ffentlicher Sitzung in Luxemburg am 11. Dezember 2014.

Unterschriften

22 ECLLLEU:T:2014:1058



	Urteil des Gerichts (Achte Kammer)
	Urteil
	Vorgeschichte des Rechtsstreits
	Anträge der Verfahrensbeteiligten
	Rechtliche Würdigung
	Zur Zulässigkeit der erstmals vor dem Gericht vorgelegten Anlagen
	Zur Begründetheit

	Kosten



